rn 


Geſetz- Sammlung 


für die # 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 27. — 


(Nr. 3584.) Revidirter Poſtvereins⸗Vertrag vom 5. Dezember 1851. 
Al der erſten Deutſchen Poſtkonferenz haben die Beſtimmungen des zwiſchen 
Oeſterreich und Preußen zur Gründung des Deutſch-Oeſterreichiſchen Poſtwereins 
unter dem 6. April 1850. abgeſchloſſenen Vertrages eine Reviſion und Ver— 
vollſtaͤndigung erfahren, und die Bevollmaͤchtigten zu der gedachten Konferenz 
ſind, mit Vorbehalt der Ratifikation, uͤber nachſtehende Faſſung des revidirten 
Vertrages uͤbereingekommen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 1. 


Der Deutſch⸗Oeſterreichiſche Poſtverein bezweckt die Feſiſtellung den u 
maͤßiger Beſtimmungen fuͤr die Taxirung und poſtaliſche Behandlung der Brief⸗ Sean 10 
und Fahrpoſtſendungen, welche ſich zwiſchen verſchiedenen zum Verein gehörigen 
Poſtgebieten oder zwiſchen dem Vereinsgebiet und dem Auslande bewegen. 

Oeſterreich und Preußen gehören dem Poſtvereine mit ihrem ge⸗ 
ſammten Staatsgebiet an. Außer dieſen wird derſelbe nur Deutſches Gebiet 
umfaſſen. 

f Die Beſtimmungen uͤber die internen Brief- und Fahrpoſtſendungen 
bleiben den einzelnen Verwaltungen uͤberlaſſen. 


Artikel 2. 


Der geſammte Verwaltungsbezirk einer jeden Poſtadminiſtration wird, Zuſammenge⸗ 
auch wenn ſie mehrere Landespoſten im Vereinsgebiete zugleich verwaltet, in ſebte Poſtge⸗ 
dem Verhaltniſſe zu den übrigen Vereins - Poftadminifirafionen nur als Ein dier. 
Poſtgebiet angeſehen. 

Jahrgang 1852. (Nr. 3384.) 35 Ar⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1852, 
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Artikel 3. 


Vorbehalt hin- Durch den gegenwärtigen Vertrag ſollen die gegenſeitigen Rechts- und 
in von Beſitzverhaltniſſe der betheiligten Poſtverwaltungen in Abſicht . die Ausuͤbung 
Boftregals: von Poſtregalsrechten in keiner Weiſe berührt oder in Frage geſtellt werden. 
Rechten. Der Beitritt der Deutſchen Poſtverwaltungen zu dem Poſtvereine kann 
nur für den Umfang der von denſelben nach dem dermaligen Beſitzſtande repraͤ⸗ 
ſentirten Rechte und Verhaͤltniſſe erfolgen. — Sollte in Zukunft dieſer Beſitz⸗ 
ſtand eine Aenderung erleiden, ſo werden die Beſtimmungen des Vertrages auf 
die in den veraͤnderten Beſitzſtand tretenden Verwaltungen nur ſo weit ausge— 
dehnt werden, als daruͤber zwiſchen den betheiligten Verwaltungen beſondere 
Einigung erfolgt. - 


Artikel 4. 


Fichten und Jede zum Vereine gehörige Poſtverwaltung iſt berechtigt, für ihre Kor⸗ 

dul ben be, reſpondenz jederzeit die Routen zu benutzen, welche die ſchnellſte Beförderung 

verkehrs. darbieten. Dabei ift jeder Verwaltung freigeſtellt, die internationale Vereins⸗ 
Korreſpondenz uͤber anderes Vereinsgebiet einzeln oder in verſchloſſenen Packeten 
zu verſenden. 

Ueber die Anwendung der vorſtehenden Beſtimmung auf die Korreſpon⸗ 
denz der Hanſeſtaͤdte werden ſich die betheiligten Poſtverwaltungen, ſoweit 
ſolches noch nicht geſchehen, auf Grund der beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſe be⸗ 
ſonders einigen. 


Artikel 5. 


Die Vereinspoſtverwaltungen machen ſich gegenſeitig verbindlich, fuͤr 
moͤglichſt ſchleunige Befoͤrderung der ihnen zugefuͤhrten Korreſpondenz Sorge 
zu tragen, und in dem Falle, wenn von einer Verwaltung die Einrichtung 
eines Poſtkourſes zur Befoͤrderung der eigenen Korreſpondenzen im Bezirke 
einer anderen Verwaltung für ſich in Anſpruch genommen wird, dem ihr dies— 
falls zukommenden Erſuchen gegen Erſatzleiſtung der Koſten, ſoweit eine ſolche 
begruͤndet erſcheint, und gegen Zahlung der in den nachfolgenden Art. 15. und 
16, feſtgeſetzten Tranſitgebuͤhr zu entſprechen. 


Artikel 6. 

Die Regierungen verpflichten fich gegenſeitig, ſoweit es von ihnen ab- 
haͤngt, dafuͤr Sorge zu tragen, daß den Poſtverwaltungen die ungehinderte 
Benutzung der Eiſenbahnen und aͤhnlicher Kommunikationsmittel überall für die 
Befoͤrderung der Korreſpondenz geſichert und uͤberhaupt dem wechſelſeitigen 
Poſtverkehre die Vortheile größtmöglicher Beſchleunigung gewährt werden. 


Artikel 7. g 
Entſernungs⸗ Die Entfernungen in dem Wechſelverkehr zwiſchen den einzelnen Poſt⸗ 
Maaß. vereinsgebieten werden ausſchließlich nach geographiſchen Meilen (zu 15 auf 
Einen Aequatorsgrad) beſtimmt. 
Ar⸗ 


= WW. = 


Artikel 8. 


Fiuͤr alle Gewichts beſtimmungen in dem Wechſelverkehre der Poſt- Vereins- 
— 8 gilt als Gewichtseinheit das Zollpfund (500 franzoͤſiſche MH 
rammen). 


Artikel 9. 


Die Zutaxirung und Abrechnung erfolgt in der Landesmuͤnze derjenigen Münzwäh⸗ 
Poſtbehoͤrde, welche das Porto einzieht. Die Staaten, in welchen eine andere rung. 
Waͤhrung beſteht, als die des 14 Thaler-, des 20 Gulden- und des 24 Gul⸗ 
denfußes, werden bis auf Weiteres in Beziehung auf die Zutaxirung und Ab- 
rechnung den Laͤndern des 14 Thalerfußes gleichgeſtellt, und wird dabei durch— 
gängig der Thaler in 30 Silbergroſchen eingetheilt. Ueber die Art der Sal⸗ 
dirung tritt zwiſchen den betheiligten Verwaltungen beſondere Verſtaͤndigung ein. 


Artikel 10. 

Diejenige Poſtverwaltung, an welche die Poſtſendungen unmittelbar, d. h. Abrechnung. 
ohne Beruͤhrung einer dritten Vereinspoſtanſtalt uͤbergeben und von welcher 
ſie in eben der Weiſe empfangen werden, uͤbernimmt auf Verlangen die Ab⸗ 
rechnung und Ausgleichung mit den weiter liegenden Deutſchen Poſtverwal— 
tungen. 
Jeder fuͤr tranſitirende Sendungen zuzurechnende Portobetrag iſt nach 
Maaßgabe des Art. 9. in der Waͤhrung des Landes, in welchem das Porto 
zu erheben iſt, und falls innerhalb eines Poſtgebiets verſchiedene Muͤnzwaͤh— 
rungen beſtehen, in der verabredeten Währung anzuſetzen, und bei der Abrech- 
nung die Verguͤtung nach dem wirklichen Werthe des Portobetrages zu leiſten. 


Briefp o ſt. 
J. Briefverkehr. 


Artikel 11. 
Die ſaͤmmtlichen, nach Artikel 1. zu dem Deutſch-Oeſterreichiſchen Poſt- a) Anter: 


verein gehörigen Staatsgebiete follen bezüglich der Brief poſt für die inter- Mationale 
nationale Vereinskorreſpondenz und Zeitungsſpedition Ein unge Norrefpon⸗ 
theiltes Poſtgebiet darſtellen. denz. ; 

In Folge deſſen ſoll dieſe Korreſpondenz ꝛc., ohne Rückſicht auf die Ameinicant 
Territorialgrenzen, einzig mit den verabredeten gemeinſchaftlichen Portotaxen iches Porto. 


belegt werden. ö 
Artikel 12. 


Unter Vereinskorreſpondenz iſt ſowohl die Korreſpondenz der Vereins- Baden ter 
ſtaaten unter ſich (innere Vereinskorreſpondenz) als auch die Wechſelkorre— Bezeichnung 
ſpondenz eines Vereinsſtaates mit dem Auslande (äußere Vereinskorreſpondenz) geren 

25 eſpondenz. 
(Nr, 3584.) 555 zu 
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u verſtehen, wobei es gleichviel ift, ob dieſelbe nur Einen Vereinsbezirk oder 
deren mehrere beruͤhrt. f 


Artikel 13. 


BB des Das Porto, welches nach den Vereinstaxen ſich ergiebt, hat jede Poſt⸗ 

d verwaltung für alle Briefe zu beziehen, welche von ihren Poſtanſtalten abge⸗ 
ſandt werden, es mögen dieſe Briefe frankirt fein oder nicht. 

Die bei der Abſendung als portofreie Dienſtkorreſpondenz behandelten 

Sendungen werden auch am Beſtimmungsorte als ſolche behandelt. 


Artikel 14. 


1 Die Erhebung eines beſonderen Tranſitporto von den Korreſpondenten 
portGG. hort auf für ſaͤmmtliche nur innerhalb des Vereinsgebiets ſich bewegende 
Korreſpondenz. 


Artikel 15. 


+ Zur Regulirung des Bezuges der Tranſitgebuͤhren der einzel 2 
verwaltungen treten folgende Beſtimmungen ein: 2 85 Pot 


a) die Tranſitgebuͤhr wird, ſowohl bei der in gefchloffenen Packeten als 
einzeln tranſitirenden Rorreſpondenz mit 3 Silberpfennig pro Meile bis zu 
einem Maximo von 7 Pfennigen oder dem entſprechenden Betrag in der Lan⸗ 
desmuͤnze pro Loth netto bemeſſen. 

b) Retourbriefe und unrichtig inſtradirte Briefe, Kreuzbandſendungen und 
Waarenproben, ſowie die vom Porto befreiten Sendungen werden dabei 
nicht in Anſatz gebracht. 5 

c) ae ben 8 5 au lee hat, iſt auch zum Bezuge der, 
nach Maaßgabe ihrer Tranſitſtrecke in direeter E N = 

„a Ga berdtig. 5 Pusfermung: ſich eigeben 

d) Der Bezug eines Porto für die Beförderung einer Korreſpondenzga 
ſchließt den einer Tranſitgebuͤhr für dieselben Briefe ar er 

e) TEN verguͤtet diejenige Poſtwerwaltung, welche das Porto 

ezieht. i 2 


Tranſit 
gebühr. 


Artikel 16. 


Vergütung ter Die nad) den Beſtimmungen des Artikels 15. ausgemittelten Tranſit⸗ 

zer gebuͤhren find zur Vergütung in Vormerkung zu nehmen, und ſpaͤteſtens nach 

j Ablauf eines Jahres in einer abgerundeten Pauſchalſumme fuͤr die Dauer des 
gleichen Verhaͤltniſſes zu firiren, 

Jeder Verwaltung ſteht frei, wenn ſie ſolches fuͤr zweckmaͤßig haͤlt, auf 

anderweite Ermittelung der von ihr zu zahlenden oder zu beziehenden Paufchal- 

betrage nach vorſtehenden Grundſaͤtzen anzutragen. 

In einem ſolchen Falle erfolgt die Zahlung während des zur ander: 

weitigen Ermittelung erforderlichen Zeitraums nach dem bis dahin verabredeten 

Betrage; die nach der neuen Ermittelung ſich herausſtellende Differenz wird 


jedoch 
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jedoch nachtraͤglich ausgeglichen, und zwar beginnend von dem Zeitpunkte, mit 
welchem die eine neue Bemeſſung begruͤndende Aenderung der Verhäͤltniſſe ein⸗ 


getreten iſt. 
Artikel 17. 


Die gemeinſchaftlichen Portotaxen fuͤr die internationale Vereins- Vereinsbrieſ⸗ 
Korreſpondenz follen nach der Entfernung in gerader Linie bemeſſen werden vortotaren. 
und fuͤr den einfachen Brief (vergl. Artikel 18.) betragen: 


bei einer Entfernung 
bis zu 10 Meilen einſchließlich 1 Silbergroſchen oder 3 Kreuzer Konventions⸗Muͤnze 


oder Reichswaͤhrun 
en 3 8 2 2 = g 9 
e 2 6 je nach der Landes⸗ 
uͤber 20 3 - i e waͤhrung. 


Fuͤr den Briefwechſel zwiſchen denjenigen Orten, fuͤr welche gegen— 
waͤrtig eine geringere Taxe beſteht, kann dieſe geringere Taxe nach dem Ein⸗ 
verſtaͤndniſſe der dabei betheiligten Poſtverwaltungen auch ferner in Anwendung 
kommen. 

Artikel 18. 


Als einfache Briefe werden ſolche behandelt, welche weniger als Ein Gewicht des 
Loth (I des Zollpfundes) wiegen. einfachen, 

Fuͤr jedes Loth und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht iſt das 155 —. 
Porto fuͤr einen einfachen Brief zu erheben. „ 


Artikel 19. ö 


Briefſchaften ohne Werthsangabe unterliegen je nach den im Poſtbezirke Viſsrderung 
ihrer Aufgabe für den inneren Verkehr geltenden Vorſchriften, auch bei ihrer mit der Brief, 
weiteren Beförderung im ganzen Vereinsgebiete der Behandlung als Brief- oft. 
oder als Fahrpoſtſendungen 

Derartige aus dem Vereinsauslande mit der Briefpoſt eingehende Sen— 
dungen werden ohne Unterſchied des Gewichts mit der Briefpoſt weiter beför- 
dert, und ſowohl hinſichtlich der Tarirung, als auch in Betreff des Porto— 
bezuges als Briefpoſtſendungen behandelt. 


Artikel 20. 


Für die Wechſelkorreſpondenz innerhalb der Vereinsſtaaten ſoll in der Frantirung. 
Regel die Vorausbezahlung des Porto ſtattfinden, und die Erhebung ſobald 
als thunlich durch Frankomarken geſchehen. 
Die Frankirung durch Marken iſt auch für die Korreſpondenz mit dem 
Auslande zulaͤſſig. n 
Eine theilweiſe Frankirung findet weder für die Korreſpondenz innerhalb 
des Vereinsgebietes, noch fuͤr Briefe nach dem Auslande ſtatt, bei welchen 
eine gaͤnzliche Frankirung geſtattet iſt. 
(Nr. 3584.) Ar⸗ 


Unfrankirte 
riefe. 


Kreuzband⸗ 
ſendungen. 


Waarenproben 
und Muſter. 
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Artikel 21. 


Unfrankirte Briefe ſollen zwar abgeſendet werden, jedoch einen Zuſchlag 
von Einem Silbergroſchen oder drei Kreuzern pro Loth zur Portotaxe erhalten. 
Fiuͤr Briefe mit Frankomarken von geringerem ee als das tarif- 
mäßige Porto ift nebſt dem Ergaͤnzungsporto der gleiche Zuſchlag vom Empfaͤn⸗ 
ger einzuziehen. > 
Eine Verweigerung der Nachzahlung gilt für eine Verweigerung der 
Annahme des Briefes. 


Artikel 22. 


Fuͤr Kreuzbandſendungen, wenn ſolche außer der Adreſſe, dem Datum 
und der Namensunterſchrift nichts Geſchriebenes enthalten, wird ohne Unter— 
ſchied der Entfernung nur der gleichmäßige Satz von Einem Kreuzer (vier Sil⸗ 
berpfennigen) pro Loth im Falle der Vorausbezahlung, fonft aber das gewoͤhn⸗ 
liche Briefporto erhoben. 

Einſchaltungen irgend welcher Art, ſie moͤgen auch nur in Ziffern beſte⸗ 
hen, oder mittelft eines Stempels u. dgl. bewirkt werden, haben die Austaxirung 
der Kreuzbandſendungen mit dem gewoͤhnlichen Briefporto zur Folge. Hiervon 
ausgenommen find Korrefturbogen. Dieſe koͤnnen gegen Erlegung des Kreuz⸗ 
bandporto verſendet werden, falls dieſelben keine anderen Aenderungen und Zu— 
ſaͤtze enthalten, als die zur Korrektur gehoͤrigen. 

Kreuzbandſendungen werden jederzeit als zur Briefpoſt gehoͤrig behandelt 
und 5 und duͤrfen nur bis zum Gewichte von ſechszehn Loth angenom— 
men werden. g 5 


Artikel 23. 


Fuͤr Waarenproben und Muſter, welche auf eine Art verwahrt 
aufgegeben werden, daß die Beſchraͤnkung des Inhalts auf dieſe Gegenſtaͤnde 
leicht erſichtlich iſt, wird fuͤr je zwei Loth das einfache Briefporto nach der 
Entfernung erhoben. 

Dieſen Sendungen darf, wenn vorſtehende Ermaͤßigung zur Anwendung 
kommen ſoll, nur ein einfacher Brief angehaͤngt werden, welcher bei der 
Austaxirung mit der Waarenprobe oder dem Muſter zuſammenzuwiegen iſt. 
Iſt der Brief ſchwerer, ſo wird die Sendung als gewoͤhnliche Briefpoſtſen— 
dung taxirt. ö 

Uebrigens werden derlei Sendungen nur bis zu einem Gewichte von 
ebene Loth als Briefpoſtſendungen nach der vorſtehenden Beſtimmung 
ehandelt. 

Wo es die Zollvorſchriften fordern, beſchraͤnkt ſich dieſes Gewicht auf 
das bezuͤgliche Maximum. 


Ar⸗ 
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Artikel 24. 


Rekommandirte Briefe werden nur frankirt abgeſendet. Dafuͤr ift von Netomman- 
dem Aufgeber außer dem gewöhnlichen Porto nur eine beſondere Rekomman⸗ dirte Briefe. 


dationsgebuͤhr von ſechs Kreuzern (zwei Silbergroſchen) ohne Ruͤckſicht auf die 
Entfernung und das Gewicht voraus zu bezahlen. 8 

Wenn der Abſender die Beibringung einer Empfangsbeſcheinigung von 
dem Adreſſaten (Retour-Recepiſſe) ausdrücklich verlangt, fo ſteht der abſenden— 
den Poſtanſtalt frei, dafuͤr eine weitere Gebuͤhr bis zur Hoͤhe von ſechs Kreu— 
zern oder zwei Silbergroſchen zu erheben. 

Die Rekommandation von Kreuzband- und Muſterſendungen iſt geſtattet. 
Fuͤr dergleichen rekommandirte Sendungen wird nebſt dem dafuͤr feſtgeſetzten 
Porto (Art. 22. und 23.) die Rekommandationsgebuͤhr wie fuͤr Briefe erhoben, 
und es finden auf dieſelben auch im Uebrigen alle fuͤr rekommandirte Briefe 
erlaſſenen Vorſchriften Anwendung. 


Artikel 25. 


Die Poſtanſtalt, in deren Bereich ein rekommandirter Brief aufgegeben 
worden iſt, ſoll, wenn derſelbe verloren geht, gehalten ſein, dem Reklamanten, 
ſobald der Verluſt konſtatirt iſt, eine Entſchaͤdigung von Einer Mark Silber 


zu bezahlen, vorbehaltlich des Regreſſes an diejenige Poſtverwaltung, in deren 


Gebiete der Verluſt erweislich ſtattgefunden hat. Das Reklamationsrecht ſoll 
nach Ablauf von ſechs Monaten, vom Tage der Aufgabe an, erloſchen ſein. 
Dieſe Beſtimmung kommt in Anwendung fuͤr alle zwiſchen zwei Vereins⸗ 
bezirken gewechſelten rekommandirten Briefe, ohne Ruͤckſicht auf die hinſichtlich 
der Erſatzleiſtung in den Bezirken der Aufgabe oder der Beſtellung etwa be⸗ 
ſtehenden, abweichenden Vorſchriften. 
Ein Erſatzanſpruch für nicht rekommandirte Briefe findet gegenuͤber 
den Poſtverwaltungen nicht ſtatt. 


Artikel 26. 
Briefe aus den Vereinsſtaaten, auf welche der Verſender das ſchriftliche 


von allen Poſtanſtalten des Vereinsgebietes ſogleich nach der Ankunft den 
Adreſſaten beſonders zugeſtellt werden. 

Dergleichen Expreßbriefe muͤſſen jederzeit rekommandirt ſein. 

Fuͤr jeden, am Orte der Abgabepoſtanſtalt zu beſtellenden Expreßbrief 
iſt, wenn die Beſtellung am Tage erfolgt, eine Beftellgebühr von drei Silber⸗ 
groſchen oder neun Kreuzern, und wenn die Beſtellung zur Nachtzeit erfolgt, 
von ſechs Silbergroſchen oder achtzehn Kreuzern zu entrichten. 

Fuͤr die außerhalb des Ortes der Abgabepoſtanſtalt zu beſtellenden Ex⸗ 
preßbriefe ſind außer dem dafuͤr dem Boten zu zahlenden Lohn, ohne Unter⸗ 

(Nr. 3884.) a ſchied 


Erſatzleiſtung. 


Beſtellung 


durch Ex⸗ 


Verlangen geſetzt hat, daß fie durch einen Expreſſen zu beſtellen find, muͤſſen preſſen 


Porto⸗ 
freiheiten. 
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ſchied, ob die Beſtellung am Tage oder zur Nachtzeit erfolgt, drei Silbergro- 
ſchen oder neun Kreuzer fuͤr die Beſchaffung des Boten zu erheben. 
Das Botenlohn fuͤr die expreſſe Beſtellung kann, nach Gutbefinden des 
Abſenders, vorausbezahlt, oder deſſen Zahlung dem Adreſſaten uͤberlaſſen werden. 
Die Gebuͤhr und das Botenlohn bezieht die Abgabepoſtanſtalt. 


Fuͤr verſpaͤtete Beförderung oder Beſtellung eines Expreßbriefes leiſtet 
die Poſtbehoͤrde keine Entſchaͤdigung. 


Artikel 27. 


Die Korreſpondenz ſaͤmmtlicher Mitglieder der Regentenfamilien 
der Poſtvereinsſtaaten wird in dem ganzen Vereinsgebiete portofrei befoͤrdert. 


Artikel 28. 


Ferner werden im Geſammtvereinsgebiete gegenſeitig portofrei befoͤrdert 
die Korreſpondenzen in reinen Staats dienſtangelegenheiten (Dffizial- 
ſachen) von Staats- und anderen oͤffentlichen Behoͤrden des einen Poſtgebiets 
mit ſolchen Behoͤrden eines anderen, wenn ſie in der Weiſe, wie es in dem 
Poſtbezirke der Aufgabe fuͤr die Berechtigung zur Portofreiheit vorgeſchrieben 
iſt, als Offizialſache bezeichnet und mit dem Dienſtſiegel verſchloſſen ſind, auch 
auf der Adreſſe die abſendende Behoͤrde angegeben iſt. * 

Dem amtlichen Schriftenwechſel in Deutſchen Bundes angelegenheiten ſteht 
innerhalb des Gebietes des Deutſch-Oeſterreichiſchen Poſtvereins die Portofrei- 
heit bis zum Gewichte von Einem Pfunde fuͤr jedes Packet zu, inſofern die 
Sendungen zwiſchen oͤffentlichen Behoͤrden ſtattfinden, mit amtlichem Siegel 
verſchloſſen, und mit der durch die Unterſchrift eines Beamten beglaubigten 
Bezeichnung verſehen ſind: „Deutſche Bundesangelegenheit.“ 


Artikel 29. 


Die dienſtlichen Korreſpondenzen der Poſtbehoͤrden und Poſtan— 
ſtalten unter ſich und an Privatperſonen, ferner die amtlichen Laufſchreiben 
der Poſtanſtalten unter ſich werden gegenſeitig portofrei gelaſſen. Laufſchreiben 
von Privatperſonen muͤſſen nach dem Briefpoſttarif frankirt werden. Ergiebt 
ſich, daß die Reklamation durch das Verſehen eines Poſtbeamten herbeigefuͤhrt 
worden iſt, fo muß der Schuldige auf Begehren das Porto erſtatten. 


Artikel 30. 


Briefe an die im aktiven Dienſte ſtehenden Soldaten vom Feldwebel 
(Wachtmeiſter) abwaͤrts, werden im Wechſelverkehre der Vereinsſtaaten porto⸗ 
frei befördert. Die von den Soldaten abgeſandten Briefe unterliegen der ge⸗ 
woͤhnlichen Portozahlung. f 


Ar⸗ 
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Artikel 31. 


Um in Bezug auf Portofreiheit die wuͤnſchenswerthe Gleichfoͤrmigkeit zu 
erlangen, ſoll für den inneren Verkehr in Zukunft als allgemeiner Grundſatz 
gelten, daß außer den Sendungen der Allerhoͤchſten und hoͤchſten Perſonen nur 
diejenigen der Behoͤrden in reinen Staatsdienſtangelegenheiten Anſpruch auf 
Portofreiheit haben. 

Portofreiheitsbewilligungen fuͤr andere Sendungen ſollen moͤglichſt ver⸗ 
mieden werden. Die fuͤr Privatperſonen, Vereine u. ſ. w. fruͤher bewilligten 
Portofreiheiten ſollen aufgehoben, oder doch ſo weit als moͤglich beſchraͤnkt 
werden. 


Artikel 32. 


Briefe, welche irrig inſtradirt worden, find ohne Verzug an den unichig ge⸗ 
wahren Beſtimmungsort zu befördern, woſelbſt nur dasjenige Porto zu erheben leitete Briefe. 
iſt, welches fich bei richtiger Inſtradirung ergeben hätte. 


Artikel 33. 


Briefpoſiſendungen, deren Annahme von dem Adreſſaten verwei⸗ unkeſeelbare 
gert wird, ſind ohne Verzug an das Aufgabepoſtamt zuruͤckzuſenden; dieſelben Briefe. 
duͤrfen jedoch, wenn ſie zuruͤckgenommen werden ſollen, nicht eroͤffnet, und 
muͤſſen vielmehr noch mit dem von dem Aufgeber aufgedruͤckten Siegel ver⸗ 
ſchloſſen ſein. Eine Ausnahme von letzterer Beſtimmung tritt nur ein bezuͤg⸗ 
lich der Briefe, welche von einer Perſon gleichlautenden Namens irrthuͤmlich 
geöffnet wurden, und bezuͤglich der Briefe, welche Looſe zu verbotenen Spielen 
enthalten, die von den Adreſſaten nach den fuͤr ſie geltenden Landesgeſetzen nicht 
benutzt werden duͤrfen. N i 

Sendungen, deren Adreſſat nicht ausgemittelt, oder deren Be⸗ 
ſtellung ſonſt nicht bewirkt werden kann, ſollen, wenn fie als offenbar unbeftell- 
bar erkannt ſind, ohne Verzug, die uͤbrigen unbeſtellbar gebliebenen aber laͤng— 
ſtens nach Ablauf zweier Monate, vom Tage des Einlangens an, nach dem 
Aufgabeort zuruͤckgeſandt werden. 

Die mit Poste restante bezeichneten Sendungen, welche nicht abge⸗ 
holt worden, find, wenn nicht von Seiten des Aufgebers oder des Adreſſaten 
eine andere Verfuͤgung daruͤber in Anſpruch genommen wird, nach Ablauf 
dreier Monate, vom Tage des Einlangens an, nach dem Aufgabeorte zuruͤck— 


uſenden. 4 a 
Br In allen vorgedachten Fällen ift der Grund der Zuruͤckſendung auf dem 


Briefe zu bezeichnen. 
0 Artikel 34. 


Bei den in Artikel 33. bezeichneten unanbringlichen Briefpoſtſendun— 
gen iſt für die Ruͤckſendung kein Porto anzuſetzen, und werden dieſelben, 
Jahrgang 1852. (Nr, 3584.) 56 wenn 
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wenn ſie bei der Aufgabe frankirt worden ſind, ohne Anrechnung eines Porto 
dem Aufgabepoſtamt zuruͤckgeſandt. Waren dieſelben unfrankirt aufgegeben, fo 


wird von dem Poſtamte des Beſtimmungsorts das fuͤr die Hinſendung angeſetzt 


geweſene Porto in demſelben Betrage und in derſelben Waͤhrung zuruͤckge⸗ 
rechnet, wie daſſelbe angeſetzt geweſen iſt, wogegen die Poſtanſtalt, an welche 
dieſelben zuruͤckgelangen, berechtigt iſt, das ganze Porto fuͤr die Hinſendung zu 
Gunſten der eigenen Poſtkaſſe einheben zu laſſen. i 


Artikel 35. 


Briefe, welche den Adreſſaten an einen anderen als den urſpruͤnglich 
auf der Adreſſe bezeichneten Beſtimmungsort nachgeſendet werden ſollen 
(reklamirte Briefe), werden wie ſolche behandelt und taxirt, die an dem Orte, 
von wo die Nachſendung erfolgt, nach dem neuen Beſtimmungsorte aufgegeben 
werden, wobei jedoch nur die Taxe für frankirte Briefe ohne Zuſchlag in An⸗ 
wendung zu kommen hat. Das früher dafuͤr angeſetzte vereinslaͤndiſche oder 
ſonſtige Porto wird als Auslage in Anrechnung gebracht. Eine Ausnahme 
hiervon tritt jedoch alsdann ein, wenn die Nachſendung vom erſten Beftim- 
mungsorte unmittelbar nach dem Aufgabeorte erfolgt, in welchem Falle 
die gleiche Behandlung wie bei den unanbringlichen Briefen (Artikel 34.) ein⸗ 
zutreten hat. 

Fuͤr reklamirte Briefe, deren Zuſtellung an die Adreſſaten nicht bewirkt 
werden kann, und die daher an die Aufgabeorte zuruͤckzuleiten ſind, duͤrfen der 
Poſtanſtalt, von welcher dieſelben eingelangt ſind, nur diejenigen Gebuͤhren in 
Anrechnung gebracht werden, welche von dieſer bei der Auslieferung an die 
ruͤckſendende Poſtanſtalt aufgerechnet worden find. 

Nachzuſendende rekommandirte Briefe werden auch bei der Nachſendung 
als rekommandirt behandelt. Eine nochmalige Erhebung der Rekommandations— 
gebuͤhr findet dabei nicht ſtatt. f 

. Nachſendung von Kreuzbaͤnden und Waarenproben wird in gleicher 
Weiſe, wie bei Briefen verfahren, und die für jene Gegenſtaͤnde feſtgeſetzte er— 
maͤßigte Taxe angewendet. 


Artikel 36. 
Außer den in den vorſtehenden Artikeln ausdruͤcklich ſtipulirten Taxen 


Er dürfen fir die Beförderung der internationalen Vereinskorreſpondenz keinerlei 


weitere Gebuͤhren erhoben werden, und es iſt ausnahmsweiſe nur bezuͤglich der 
Beſtellgebuͤhr denjenigen Poſtadminiſtrationen, bei welchen eine ſolche noch 
beſteht, uͤberlaſſen, dieſelbe vorläufig fortzuerheben. Dieſe Gebühr ſoll jedoch 
uͤber ihren dermaligen Betrag keinenfalls erhoͤht werden, und es werden viel— 
mehr die betreffenden Verwaltungen darauf Bedacht nehmen, ſie nach Thun⸗ 
lichkeit ganz aufzuheben oder doch zu ermäßigen. 

er Erſatz baarer Auslagen fuͤr außerordentliche Beſorgungen iſt nicht 
ausgeſchloſſen. 


Are 
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Artikel 37. 


Die Vereinskorreſpondenz mit dem Auslande unterliegt derſelben Behand- m) Korre⸗ 
lung, wie die internationale Vereinskorreſpondenz. Dabei tritt dasjenige Poſtamt ſpondenz 
an der Grenze, wohin die Korreſpondenz nach den Vereinsſtaaten unmittelbar dei Län⸗ 
gelangt, in das Verhaͤltniß eines Aufgabeamtes, und dasjenige, wo fie augzu- dern. 
treten hat, in das eines Abgabeamtes. 

Die Vortheile dieſes Verhaͤltniſſes koͤnnen an hinterliegende Poſtverwal— 
tungen gegen Entſchaͤdigung abgetreten werden. d 
N Diejenigen Deutſchen Grenzpoſtverwaltungen, durch deren Gebiete ſchon 
jetzt geſchloſſene Packete ruͤckwaͤrts liegender Staaten tranſitiren, verpflichten 
ſich, dieſen Durchzug auch kuͤnftig waͤhrend der Dauer des Vereinsvertrages 
zu geſtatten. 

? Eine geringere Entſchaͤdigung, als das Vereinsporto, kann dabei im Wege 
beſonderer Vereinbarung feſtgeſetzt werden. ! 

Die Artikel 21. erwähnten Portozuſchlaͤge für nicht frankirte Briefe blei- 
ben bei der Korreſpondenz mit dem Auslande außer Anwendung. 

Deutſche Poſtbezirke, welche dem Deutſch-Oeſterreichiſchen Poſtverein nicht 
angehoͤren, werden zum Auslande gerechnet, und es finden auf den Poſtverkehr 
mit denſelben alle Beſtimmungen Anwendung, welche fuͤr den Poſtverkehr mit 


den außerdeutſchen Staaten gelten. 
Artikel 38. 


Fuͤr ſolche Korreſpondenz zwiſchen einem Vereins- und einem fremden 
Staate, welche durch das Gebiet einer Vereins-Grenzpoſtverwaltung zur Zeit 
in verſchloſſenen Packeten tranſitirt, ſoll es waͤhrend der Dauer der gegenwaͤr— 
tig zwiſchen der Vereinspoſtverwaltung, welche den Trajekt in Anſpruch 
nimmt, und dem betreffenden fremden Staate beſtehenden Vertraͤge, vorbehalt— 
lich anderweiter beſonderer Verſtaͤndigung, bei der Zahlung der gegenwaͤrtig fuͤr 
den Tranſit über das Gebiet der Grenzpofiverwaltung ausbedungenen Lian 
ſitportoſaͤtze verbleiben. 


Artikel 39. 


Die tranfitirende fremdländiſche Korreſpondenz mit anderen fremden Staa⸗ 
ten wird beim Durchgange durch in Mitte liegende Vereinsſtaaten wie die Ver— 
einskorreſpondenz behandelt. Die Vertragsverhaͤltniſſe zwiſchen den fremden 
Staaten und denjenigen Vereinsverwaltungen, welche mit ihnen in direetem 
Verkehr ſtehen, ſollen dabei der freien Vereinbarung der betheiligten Poſtver⸗ 
waltungen uͤberlaſſen bleiben. Inſoweit auf Grund der mit fremden Staaten 
beſtehenden Poſtvertraͤge von dieſen an Tranſitporto für die in Mitte liegenden 
Vereinsverwaltungen ein hoͤherer Betrag verguͤtet wird, als zufolge des ge⸗ 
genwaͤrtigen Vertrages den letzteren von der Grenzpoſtverwaltung Dafür zu 
zahlen bleibt, ſollen diejenigen Poſtverwaltungen, welche ſolchen Tranſit gewaͤh— 
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ren, für den Verluſt, den fie durch ee e des Tranſitporto erleiden, 
von der Grenzpoſtanſtalt in dem Maaße entſchaͤdigt werden, als dieſe durch die 
Ermaͤßigung des Tranſitporto einen Vortheil erreicht. 


Artikel 40. 


So weit als thunlich ſoll die Aufloͤſung der Poſtvertraͤge mit fremden 
Staaten auch vor Ablauf derſelben erzielt, und die neue Faſſung nach den Be⸗ 
ftimmungen des Vereins bewirkt werden. Bei dem Abſchluß neuer Vertraͤge 
iſt Folgendes maaßgebend: 


a) Die Verträge find nach dem Grundſatze vollſtaͤndiger Reziprozitaͤt ab: 
zuſchließen. 

b) Die den Vertrag abſchließende Vereinspoſtverwaltung tritt, ſoweit ſie 
den Poſtverkehr anderer Vereinsverwaltungen, welche mit dem fremden 
Staate in keinem directen Kartenwechſel ſtehen, vermittelt, bei dem Ver⸗ 
tragsabſchluſſe als Bevollmaͤchtigter des Vereins auf. 


In der Regel haben die Beſtimmungen des Vereinsvertrages uͤber den 
Tarif und Portobezug, ſoweit es ſich um den Deutſchen Porto-Antheil 
handelt, auf die geſammte Vereinskorreſpondenz Anwendung zu finden. 
Erſcheint es in einzelnen Faͤllen beſonderer Verhaͤltniſſe wegen nothwen⸗ 
dig oder dem Intereſſe des Deutſchen Poſtverkehrs entſprechend, von jenen 
Beſtimmungen abzuweichen, ſo kann dies nur mit Zuſtimmung von drei 
Viertheilen ſaͤmmtlicher Vereinspoſtverwaltungen geſchehen. Die in der 
Minoritaͤt gebliebenen Vereinsverwaltungen behalten den Anſpruch auf 
den Bezug des ihnen nach dem Vereinsvertrage gebuͤhrenden Porto. 
Dagegen findet die zu bedingende Porto-Ermaͤßigung auf die Korre⸗ 
ſpondenz derſelben nicht Anwendung; eben ſo wenig haben ſie Anſpruch 
auf Theilnahme an den durch die Porto-Ermaͤßigung ſonſt zu erwirkenden 
Vortheilen. 

Außer dem unter c. gedachten Falle darf weder für den Bezirk der den 
Vertrag ſchließenden, noch fuͤr den einer andern Vereinspoſtverwaltung 
eine andere, als die fuͤr den geſammten Verein guͤltige Verabredung 
getroffen werden, und es duͤrfen weder die eigenen Portoſaͤtze der kon— 
trahirenden Verwaltung, noch die fremden höher oder niedriger normirt, 
noch auch andere, den übrigen Vereinsverwaltungen nicht zukommende 
Beguͤnſtigungen bedungen werden. 


e) Die Verabredungen uͤber das Porto zwiſchen ſolchen Grenzorten, welche 
nicht mehr als etwa fuͤnf Meilen von einander entfernt liegen, ferner 
über Poſtverbindungen, Kartenſchluͤſſe und alle reinen Manipulationsfra⸗ 
en bleiben dem Ermeſſen der den Vertrag ſchließenden Poſtverwaltung 
inſofern uͤberlaſſen, als alle dieſe Verabredungen ſich lediglich auf ihren 
eigenen Poſtbezirk beziehen. 

) Den Vertraͤgen iſt in keinem Falle eine längere Dauer als dem Ver— 
einsvertrage zu geben. Wenn Vertraͤge mit fremden Staaten vor Ablauf 
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des Vereinsvertrages ihr Ende erreichen, ſo duͤrfen die neuen Vertraͤge 
nur kuͤndbar von Jahr zu Jahr abgeſchloſſen werden, falls zwiſchen 
anderen Vereinsverwaltungen und demſelben fremden Staate Poſtver⸗ 
träge beſtehen, deren Ablaufstermin ſpaͤter eintritt. 


g) Wenn mehrere Vereinsverwaltungen mit einem und demſelben fremden 
Lande im unmittelbaren Poſtverkehre ſtehen oder in ſolchen eintreten wol⸗ 
len, ſo hat jede dieſer Verwaltungen, welche mit dem fremden Staate 
einen Vertrag abzuſchließen beabſichtigt, davon den mit demſelben frem⸗ 
den Staate in Vertragsverhaͤltniſſen ſtehenden Vereinsſtaaten zum Behufe 
wechſelſeitiger Verſtaͤndigung vorlaͤufig Mittheilung zu machen. Jede 
der hier in Rede ſtehenden Vereinsverwaltun en hat zwar ihren Vertrag 
felbfiftändig abzuschließen, bei den vorlaͤufigel Verabredungen iſt aber in 
allen Beziehungen, welche die Geſammtheit des Vereins betreffen, genau 
an die obigen Beſtimmungen ſich zu halten, und bei dem Eintritte des 
unter c. erwaͤhnten Falles die vorlaͤufige Vereinbarung mit den uͤbrigen 
Verwaltungen im Poſtvereine zu erwirken. 

h) Alle neuen Verträge find noch vor deren Ausführung ſaͤmmtlichen Vereins⸗ 
Poftverwaltungen zur Kenntniß mitzutheilen, ſoweit deren Intereſſe dabei 
betheiligt iſt. 5 


II. Behandlung der Zeitungen. 
Artikel 41. 


Die Poftämter der Vereinsſtaaten beſorgen die Annahme der Praͤnume⸗ Allgemeine 
ration auf die im Vereinsgebiet ſowohl, als die im Ausland erſcheinenden Zei- Beſtinmung. 
tungen und Journale, ſowie deren Verſendung und Beſtellung an die Praͤnu— 
meranten. 


Artikel 42. 


Die Poſtverwaltungen find verbunden, die in einem anderen Vereins- Bereins: 
ſtaate erſcheinenden Zeitungen und Journale, wenn darauf bei ihnen abonnirt ae de 
wird, bei derjenigen Poſtverwaltung zu beftellen, in deren Gebiet der Verlagsort im Bereinsge: 
gelegen iſt. Hierbei bleibt der Vereinbarung der betheiligten Poſtadminiſtratio⸗ . 
nen uͤberlaſſen, die einzelnen Poſtaͤmter zu bezeichnen, bei welchen die Beſtellung 5 
erfolgen kann. \ a | 

Zeitungspreis⸗ und Debitöveränderungen jeder Art werden dic Poſtan⸗ 
ſtalten moͤglichſt bald und in kurzen, regelmaͤßigen Terminen einander mittheilen. 


Artikel 43. 
Die Verſendung hat direet nach Beſtimmung des beſtellenden Poſtamts 


zu erfolgen. 
(Nr. 384.) Ar⸗ 
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Artikel 44. 


Die Beſtellung kann in der Regel nicht auf einen kuͤrzeren Zeitraum als 
ein Vierteljahr erfolgen; ausnahmswelſe kann jedoch in beſonderen Fällen auch 
auf eine kürzere Zeit abonnirt werden. Uebrigens find hierbei die Verlagsbedin⸗ 
gungen zunaͤchſt maaßgebend. | 

Um auf den Empfang aller vom Beginne des Praͤnumerationstermins 
an erſcheinenden Blätter rechnen zu koͤnnen, haben die Beſtellungen fo zeitig zu 
erfolgen, daß das Poſtamt des Abſendungsortes dieſelben vor dem gedachten 
Termine erhalt. A 


Artikel 45. 


Wird bei dem Empfang eines Zeitungspackets ein Abgang an den beftell- 
ten Blaͤttern wahrgenommen, ſo iſt das fehlende von dem abſendenden Poſt⸗ 
amte, und zwar kostenfrei, wenn der Abgang mit umgehender Poſt angezeigt 
wird, im andern Falle aber gegen Erſatz der vom Verleger in Anſpruch genom⸗ 
menen Verguͤtung nachzuſenden. 


Artikel 46. 


Fur die internationale Spedition der im Vereinsgebiete erſcheinenden Zei- 
tungen und Journale wird eine gemeinſchaftliche Gebühr in der nachbemerkten 
Weiſe erhoben und zwiſchen dem beſtellenden und dem abſendenden Poſtamt 
halbſcheidig getheilt. 

Ein Zuſchlag fuͤr das Tranſitiren durch ein drittes Vereinspoſtgebiet 
findet nicht mehr ſtatt. Sollte aber die aus einem Vereinsgebiete in I an⸗ 
deres Vereinsgebiet beſtimmte Sendung durch ein fremdes, zum Vereine nicht 
gehoͤriges Poſtgebiet tranſitiren, ſo iſt die an das fremde Poſtamt zu entrich⸗ 
tende Tranſitgebuͤhr als Auslage neben der vereinslaͤndiſchen Speditions gebuͤhr 
in Aufrechnung zu bringen. 


Artikel 47. 


Die Gebuͤhr fuͤr die internationale Spedition vereinslaͤndiſcher Zeitungen 
und Journale wird ohne Ruͤckſicht auf die Entfernung, in welche die Verſen⸗ 
dung erfolgt, dahin beſtimmt: 


1) für politiſche 3 eitungen, d. h. für folche, welche für die Mittheilung 
politiſcher Neuigkeiten beſtimmt ſind, betraͤgt die gemeinſchaftliche Spe- 
ditionsgebuhr Funfzig Prozent von dem Preiſe, zu welchem die ver- 
ſendende Poſtanſtalt die Zeitung von dem Verleger empfängt (Netto 
preis), jedoch ſoll 

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich ſechs- oder ſiebenmal erſchei⸗ 
nen, die Speditionsgebuͤhr wenigſtens drei Gulden Konv.- 
Geld 
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Geld oder zwei Thaler Preuß. und hoͤchſtens neun Gulden 
Konv.⸗Geld oder ſechs Thaler Preuß., 

h) bei Zeitungen aber, welche weniger als ſechsmal in der Woche 
erſcheinen, wenigſtens zwei Gulden Konv.⸗Geld oder Ein Thaler 
zehn Silbergroſchen Preuß. und hoͤchſtens ſechs Gulden Konv.- 
Geld oder vier Thaler Preuß. betragen; 


2) für nichtpolitiſche Zeitungen und Journale betraͤgt die Speditions⸗ 
gebühr durchweg und ohne Beſchraͤnkung auf ein Minimum oder Mari- 
mum Fuͤnfundzwanzig Prozent des Nettopreiſes, zu welchem das 
abſendende Poſtamt die Zeitfchrift von dem Verleger bezieht. 


Artikel 48. 


Eine Ermaͤßigung der in dem vorſtehenden Artikel bezeichneten Spedi⸗ 
tionsgebuͤhren, wenn im einzelnen Falle beſondere Gruͤnde dafuͤr ſprechen, iſt 
dem Uebereinkommen der betheiligten Poſtverwaltungen uͤberlaſſen. 


Artikel 49. 


Die in Art. 46. ſtipulirte gemeinſchaftliche Speditionsgebuͤhr begreift 
nicht auch die Ablieferung der Zeitſchriften in die Wohnungen der Beſteller 
in ſich, vielmehr ſteht dem Abgabepoſtamte frei, für dieſe Ablieferung eine an- 
gemeſſene Beſtellgebuͤhr zu erheben, jedoch in keinem hoͤheren als dem bereits 
beſtehenden Betrage. 


Artikel 50. 


Das beſtellende Poſtamt hat an dasjenige Poſtamt, von welchem es eine 
Zeitung oder ein Journal bezieht, den daſſelbe betreffenden Betrag nach Ein- 
gang und Richtigſtellung der Rechnung unverzuͤglich zu berichtigen. 


Artikel 51. 


Wenn eine Zeitſchrift vor Ablauf der Zeit, fuͤr welche praͤnumerirt 
wurde, zu erſcheinen aufhört oder verboten wird, fo iſt dem Abonnenten fir 
die Zeit, in welcher die Lieferung nicht erfolgt, neben der entſprechenden Rate 
der Speditionsgebuͤhr der vorausbezahlte Preis, ſo weit er von dem Verleger 
zum Erſatz gebracht werden kann, zuruͤckzuerſtatten. 


Artikel 52. 


Verlangt ein Abonnent die Nachſendung einer Zeitſchrift an einen an- 
dern, als den Ort, für welchen er die Beſtellung gemacht hat, fo hat dieſe 
Nachſendung (nach der Wahl des Abonnenten) von dem Poſtamte des Be⸗ 
ſtellungs⸗ oder des Verlagsorts zu erfolgen und haben die betreffenden Poft- 
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anſtalten fich hierüber die erforderliche amtliche Mittheilung zu machen. Kür 
die Nachſendung der Zeitung nach einem in einem andern Werensbezrke Se 
genen Orte entrichtet der Beſteller bis zum Schluß des Abonnementstermins 
zu Gunſten derjenigen Poſtanſtalt, bei welcher die Beſtellung durch ihn zuerſt 
erfolgt iſt, ſowie derjenigen, welche die Zeitung bei der Nachſendung zu diſtri⸗ 
buiren hat, eine zwiſchen beide gleichmaͤßig zu theilende Gebuͤhr von dreißig 
Kreuzern Kono.⸗Muͤnze oder zehn Silbergroſchen. 


f Die zwiſchen den Zeitungs-Redaktionen zu verſendenden Tauſchblaͤtter 
ſind wie Kreuzbandſendungen zu behandeln. 


Artikel 53. 


Ausländiſche Die Behandlung der ausländifchen und der nach dem Auslande beſtimm— 
— — ben fen vereinslaͤndiſchen Zeitungen richtet ſich nach vorſtehenden Beſtimmungen in 
inne der, der Weiſe, daß das betreffende Grenzbuͤreau, bei welchem die Zeitungs beſtellung 
Auslandiſche erfolgt, als Verlags- und resp. Abgabsort angeſehen wird. Als Nettopreis 


Zeitungen. wird hierbei der Einkaufspreis angeſehen. 


Fahrpäoſt. 
Artikel 54. 
Feſtſetzung der Bei der gegenſeitigen Ueberlieferung der Fahrpoſtſendungen wird das 


Entfernungen. Porto nach den Entfernungen zwiſchen den poſtaliſchen Grenzen und den Ab— 
gangs⸗ resp. Beſtimmungsorten berechnet. 


Artikel 55. 
Auswechſe⸗ Zwiſchen je zwei benachbarten Poſtgebieten wird fuͤr die Ausli 
lungspunkte. der Sendungen eine dem Beduͤrfniß entſprechende Anzahl — Auswechſekungs⸗ 
punkten feſtgeſetzt. 
Artikel 56, 
Fur die Tarirung der Fahrpoſtſendungen werden Grenzpunkte verabredet, 


bis zu welchen und von welchen ab gegenſeitig die Berechnung und der 
des Porto erfolgt. f gegenseitig chnung un Bezug 


Artikel 57. 
Werden die Transportlinien einer Poſtverwaltung durch zwiſchenliegendes 


Gebiet einer anderen Poſtverwaltung unterbrochen, ſo findet eine Zuſammen⸗ 
rechnung der einzeln zu ermittelnden Diſtanzen eines jeden Gebiets ſtatt. 


Ar⸗ 


Artikel 58. 


Zur Berechnung des Porto für Tranfitfendungen ift bei mehrer n⸗ Porto fü 
ſitlinien die Meilenzahl auf Durchſchnittsentfernungen urban Ba Luan Gene 


Artikel 59. 


Für jede Fahrpoſtſendung wird ein Gewichtporto berechnet, ein Werth⸗ 
porto jedoch nur dann erhoben, wenn auf der Sendung ein Werth deklarirt iſt. 


dungen. 


Artikel 60. 


Als Minimum des Gewichtporto wird fir jede Taxirungsſtrecke bis Fahrpoſt⸗ 
0 10 Meilen 3 Kreuzer oder 1 Silbergroſchen el 
über 10 bis 0 = 6 - — 2 E 

und über 20 5 9 5 3 
angenommen. 
Fuͤr alle Sendungen, fuͤr welche ſich durch Anwendung des Tarifs nach 
dem Gewichte ein hoͤheres Porto ergiebt, ſoll erhoben werden: 
für jedes Pfund auf je fünf Meilen 2 Kreuzer Konv.⸗Muͤnze oder zwei Sil⸗ 
berpfennige, oder der entſprechende Betrag in der Landesmuͤnze. 

Ueberſchießende Lothe uͤber die Pfunde werden gleich Einem Pfunde gerechnet. 

Fuͤr Werthſendungen ſoll erhoben werden: 

bis zur Entfernung von 50 Meilen 
fuͤr jede Hundert Gulden zwei Kreuzer, und fuͤr jede Hundert Thaler Ein 
Silbergroſchen, 

uͤber 50 Meilen 
für jede Hundert Gulden vier Kreuzer und fuͤr jede Hundert Thaler zwei 
Silbergroſchen, 5 

mit der Maaßgabe, daß fuͤr geringere Summen als Hundert der Betrag fuͤr 

das volle Hundert erhoben werden ſoll. 

Ueber die der Austaxirung und Abrechnung bei der Fahrpoſt zu Grunde 
zu legende Waͤhrung verſtaͤndigen ſich die Nachbarſtaaten. 


8 


Artikel 61. 


Die Werthdeklaration hat in jedem einzelnen Vereinsbezirke nach der in geupperin, 
demſelben beſtehenden Silberwaͤhrung zu erfolgen, und die Taxe ift demgemaͤß ratlon. 
entweder nach dem in Gulden oder nach dem in Thalern angegebenen Werthe 
be bemeſſen. Beſteht eine Geldſendung aus fremden, das iſt, im Poſtbezirke 

er Aufgabe nicht allgemein als Landeswaͤhrung geltenden Geldſorten, ſo hat 
der Aufgeber, und aushuͤlfsweiſe der annehmende Poſtbeamte die Reduktion 
vorzunehmen. 

Bei Werthſendungen vom Auslande erfolgt die Reduktion in die landes— 
uͤbliche Silberwaͤhrung durch die Eingangs-Grenzpoſtanſtalt. 
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Artikel 62. 


Dem Abſender bleibt es freigeſtellt, die Grenzen der verlangten Gewaͤhr 
durch die Erklaͤrung des Werthes nach eigenem Ermeſſen zu beſtimmen. In 
Beſchaͤdigungs⸗ und Verluſtfaͤllen wird die Entſchaͤdigung nach Maaßgabe des 
deklarirten Werthes geleiſtet, mit alleiniger Ausnahme des durch Krieg oder 
unabwendbare Folgen von Naturereigniſſen herbeigefuͤhrten Schadens. Der 
abſendenden Poſtanſtalt gegenuͤber haben die anderen Poſtverwaltungen nur die 
in der Landeswaͤhrung angegebene, oder darauf reduzirte Summe zu vertreten. 
Auch bei Sendungen, fuͤr welche ein beſtimmter Werth nicht angegeben iſt, 
wird Gewaͤhr geleiſtet; dieſelbe erſtreckt ſich jedoch nur bis zum Belaufe von 
zehn Silbergroſchen oder dreißig Kreuzern fuͤr jedes Pfund der Sendung oder 
den Theil eines Pfundes, und kann bei vorkommenden bloßen Beſchaͤdigungen 
innerhalb dieſer Grenze nur bis zum Belaufe des wirklich erlittenen Schadens 
in Anſpruch genommen werden. 


Die Beibringung einer Empfangsbeſcheinigung von dem Adreſſaten iſt 
bei Fahrpoſtſtuͤcken unzulaͤſſig. 

Den Parteien gegenuͤber liegt die Erſatzpflicht der Poſtverwaltung ob, 
welcher das Poſtamt der Aufgabe unterſteht. 


Der Erſatz kann gegenuͤber der Poſtanſtalt nur innerhalb eines halben 
Jahres, vom Tage der Aufgabe an gerechnet, beanſprucht werden. 


Der den Erſatz leiſtenden Anſtalt bleibt es uͤberlaſſen, eintretenden Falles 
den Regreß an diejenige Verwaltung zu nehmen, in deren Bezirke der Verluſt 
oder die Beſchaͤdigung entſtanden iſt. Es gilt hierfuͤr bis zur Fuͤhrung des 
Gegenbeweiſes diejenige Poſtanſtalt, welche die Sendung von der vorhergehenden 
Poſtanſtalt unbeanſtandet uͤbernommen hat, und weder die Ablieferung an den 
Adreſſaten, noch auch in den betreffenden Faͤllen die unbeanſtandete Ueberliefe⸗ 
rung an die nachfolgende Vereinspoſtanſtalt nachzuweiſen vermag. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden Anwendung auf alle zwiſchen 
zwei Vereinspoſtbezirken gewechſelten Fahrpoſtſendungen, ohne Unterſchied, ob 
der Verluſt im Poſtbezirke der Aufgabe, oder im Bezirke einer anderen Poſt⸗ 
anſtalt ſtattgefunden hat, und ohne Ruͤckſicht darauf, ob in den betreffenden 
Bezirken für die innerhalb derſelben gewechſelten Sendungen abweichende Vor⸗ 
ſchriften beſtehen. 


Artikel 63. 


Bei jeder Vereinspoſtanſtalt koͤnnen auf jede andere e 
Beträge bis zur Höhe von 50 Thalern oder 75 Fl. (874 Fl. Rh. W.) nach⸗ 

genommen werden. 
Denjenigen Sendungen, auf welchen eine Nachnahme haftet, ſind Ruͤck⸗ 
ſcheine beizugeben. Die Auszahlung des Betrages am Orte der Aufgabe ws 
nicht 
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nicht eher erfolgen, als bis der Rüͤckſchein mit der Bemerkung, daß die Ein⸗ 
[fung erfolgt ſei, zuruͤckgekommen iſt. 


Länger als vierzehn Tage duͤrfen Nachnahmeſendungen nicht uneingeloͤſt 
aufbewahrt werden. Nach Ablauf dieſes Termins find die nicht eingelöften 
Sendungen nach dem Aufgabeorte zuruͤck zu befördern. 


Für Nachnahmeſendungen wird, außer dem gewöhnlichen Porto, zu 
Gunſten der vorſchußleiſtenden Poſtanſtalt eine Gebuͤhr von Einem Silbergroſchen 
oder drei Kreuzern als Minimum, ſonſt aber von der nachgenommenen Summe 
für jeden Thaler oder Theil eines Thalers 2 Silbergroſchen und für jeden 
Gulden oder Theil eines Guldens Ein Kreuzer erhoben. Eine Vorausbe⸗ 
zahlung des Porto und der Gebuͤhr iſt nicht nothwendig. 


Bei Retourſendungen wird die Gebuͤhr fuͤr die Ruͤckſendung nicht noch 
einmal angeſetzt. Die Nachnahmebetraͤge und die Gebuͤhren dafuͤr werden bei 
der Expedition wie Anrechnungen von fremdem Porto behandelt. Sendungen, 
auf denen Nachnahme haftet, find ausſchließlich mit der Fahrpoſt zu befördern, 
mit Ausnahme der Fälle, wo Vereinspoſtanſtalten ohne Fahrpoſtexpedition be⸗ 
ſtehen. Wenn die Sendungen in einem Briefe beſtehen, werden dieſelben mit 
der Minimaltaxe der Fahrpoſt belegt. 


Artikel 64. 


Bei jeder Vereinspoſtanſtalt koͤnnen Beträge bis zur Höhe von Saure Gin 
10 Thalern oder 15 Fl. (173 Fl. Rh. W.) zur Wiederauszahlung an einen dahlungen. 
beſtimmten, innerhalb des Vereinsgebietes wohnenden Empfaͤnger eingezahlt 
werden. Jeder Einzahlung muß ein Brief oder eine Adreſſe beigegeben ſein, 
welche den Empfaͤnger genau bezeichnet. 


Die Auszahlung erfolgt ſofort nach dem Eingange des Briefes oder der 
Adreſſe bei der Poſtanſtalt des Beſtimmungsortes. tehen jedoch die erfor- 
derlichen Geldmittel dieſer Poſtanſtalt augenblicklich nicht zur Verfügung, fo 
kann die Auszahlung erſt verlangt werden, nachdem die Beſchaffung der Mittel 
erfolgt iſt. 

Das Porto und die Gebühr koͤnnen bei dergleichen Sendungen voraus— 
bezahlt, oder deren Zahlung kann den Adreſſaten uͤberlaſſen werden. 


Die Beförderung erfolgt mit der Fahrpoſt, mit Ausnahme der Falle, 
wo Vereinspoſtanſtalten ohne Fahrpoſtexpedition beſtehen. An Porto wird da= 
für das Minimal⸗Fahrpoſtporto entrichtet. Außerdem wird für dergleichen Baar- 
zahlungen an Gebuͤhren erhoben: als Minimum Ein Silbergroſchen oder drei 
Kreuzer, ſonſt aber von der dige Summe fuͤr jeden Thaler oder Theil 
eines Thalers 4 Sgr. und für jeden Gulden oder Theil eines Guldens 4 Kr. 


Die Gebuͤhr bezieht diejenige Poſtanſtalt, welche die Zahlung leiſtet. 
Die Verguͤtung der Baarzahlung erfolgt, wie die Verguͤtung von Weiter— 
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Bei Retourſendungen findet die Erhebung des Porto und der Gebuͤhr 
fuͤr den Ruͤckweg nicht ſtatt. 


Artikel 65. 


Allgemeine Wenn mehrere Packete zu Einer Adreſſe gehoͤren, fo wird fuͤr jedes ein- 
BERN: see Stuͤck der Sendung die Gewichts- und die Werthstaxe ſelbſtſtändig be- 
rechnet. 


Artikel 66. 


a Adreßbriefe zu Fahrpoſtſendungen ſollen in der Regel das Gewicht eines 
einfachen Briefes nicht uͤberſteigen, und werden in dieſem Falle nicht mit Porto 
belegt. Kommt ausnahmsweiſe ein ſchwererer Adreßbrief vor, ſo iſt derſelbe 
15 ein beſonderes Frachtſtuͤck anzuſehen, und der Minimal-Frachttaxe zu unter⸗ 
ziehen. 


Artikel 67. 


Es iſt freigeſtellt, die Sendungen entweder unfrankirt aufzugeben, oder 
vollſtaͤndig bis zum Beſtimmungsorte zu frankiren. 


Artikel 68. 


Erhebungen an Schein- und ſonſtigen Nebengebuͤhren ſollen da, wo ſie 
beſtehen, uͤber die dermaligen Saͤtze nicht erhoͤht und neue dergleichen nicht 
eingefuͤhrt werden. 


Artikel 69. 


Der Portobezug berechnet ſich nach vorſtehenden Tarifbeſtimmungen fuͤr 
die Transportſtrecke einer jeden einzelnen Verwaltung beſonders. 


Artikel 70. 


Zuruͤckgehende und weiter gehende Sendungen unterliegen den Geb uͤhren 
91 auf dem Hinwege und auf dem Ruͤckwege zuruͤckzulegenden Tlrans⸗ 
portſtrecke. 


Artikel 71. 


In Bezug auf die Behandlung der Fahrpoſtſendungen bei der Auf- und 
Abgabe gelten die in jedem Vereinsbezirke beſtehenden Verordnungen. 

Keine Vereinspoſtanſtalt darf dergleichen Sendungen, welche ihr von 
einer andern Vereinspoſtanſtalt zugeführt werden, aus dem Grunde zaruͤck⸗ 
weiſen, weil die Vorſchriften hinſichtlich der Annahme und Verpackung ina dem 


Be⸗ 
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Bezirke der empfangenden Poſtanſtalt verſchieden ſind von denjenigen bei der 
abſendenden Poſtanſtalt. 

In Abſicht auf die Bezeichnung und Regiſtrirung der Fahrpoſtſendungen 
werden folgende Vorſchriften in den ſaͤmmtlichen Vereinsbezirken baldthunlichſt 
erlaſſen werden. 

Jede Fahrpoſtſendung, welche aus einem Vereinsbezirke nach einem an⸗ 
deren geſendet wird, muß bei der Poſtanſtalt am Aufgabeorte mit dem Namen 
dieſes Aufgabeortes und mit der Nummer deutlich bezeichnet werden, unter der 
die Sendung in ein Annahmeregiſter (Aufgabeprotokoll) verzeichnet wurde. 
Der Name des Aufgabeortes und die eben erwaͤhnte Nummer ſind als Merk⸗ 
male der Sendung waͤhrend ihres ganzen Transportes durch das Vereinsgebiet 
unveraͤndert beizubehalten, und haben in allen Karten zu erſcheinen, in welche 
die Sendungen im Laufe dieſer Befoͤrderung eingetragen ſind. N 

Der Name des Aufgabeortes muß auf den Frachtſtuͤcken mittelft Auf⸗ 
klebung eines Zettels, worauf dieſer Name gedruckt iſt, auf den Geldbriefen 
und Adreßbriefen aber mittelſt Abdruck eines Stempels angebracht werden. Die 
Nummer iſt auf allen Fahrpoſtſendungen, und auch auf den dazu gehoͤrigen 
Adreßbriefen, mittelſt gedruckter Zettel anzubringen. 


Artikel 72. 


Alle Geld- und ſonſtige Fahrpoſtſendungen, welche zwiſchen Vereinspoſt⸗ 
behoͤrden und Poſtanſtalten unter einander im dienſtlichen Verkehre vorkommen, 
mit dem Dienſtſiegel der abſendenden Behoͤrde oder Anſtalt verſchloſſen, und 
nach ihrer dienſtlichen Eigenſchaft bezeichnet ſind, werden allſeitig portofrei 
behandelt. 


Artikel 73. 


Bei umfangreichem Fahrpoſt⸗Tranſitverkehre wird man ſich uͤber thunlichſte 
Einfuͤhrung von ranſitkarten verſtaͤndigen. 


Schiedsrichterliche Entſcheidung. 
Artikel 74. 


Sollten uͤber die Anwendung einer Beſtimmung des Vereins vertrags 
Irrungen entſtehen, welche ſich nicht durch gegenfeitige Verſtändigung aus⸗ 
leichen, ſo ſoll daruͤber eine ſchiedsgerichtliche Entſcheidung, welcher ſich die 
ſämmtlichen Poſtverwaltungen zum Voraus unterwerfen, in der Weiſe her— 
beigefuͤhrt werden, daß in dem einzelnen Falle jede Partei eine unbetheiligte 
Poſtadminiſtration aus dem Vereine zum Schiedsrichteramte waͤhlt und dieſe 
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beiden Schiedsrichter ſodann eine dritte unbetheiligte Vereinspoſtverwaltung 
ſich zugeſellen. Falls die beiden Schiedsrichter uͤber die ihnen zuzugeſellende 
Verwaltung ſich nicht vereinigen koͤnnen, ſo hat jeder derſelben dafuͤr einen 
Kandidaten aufzuſtellen, und zwiſchen dieſen das Loos zu entſcheiden. 


Ausbildung des Vereins. 


Artikel 75. 


Die weitere Ausbildung des Vereins und Einfuͤhrung allgemeiner Ver⸗ 
beſſerungen, Gleichheit der Geſetzgebung und der Reglements iſt dem zeit— 
weiſen Zufammentritte einer Deutſchen Poſtkonferenz vorbehalten. 

Dieſe Konferenz wird aus Bevollmaͤchtigten aller Poſtverwaltungen ge⸗ 
bildet, welche Mitglieder des Deutſch-Oeſterreichiſchen Poſtvereines find. 

Jede der gedachten Poſtverwaltungen hat das Recht, zur Poſtkonfe⸗ 
renz einen eigenen Bevollmaͤchtigten abzuordnen, oder den Bevollmaͤchtigten 
einer anderen Verwaltung zur Wahrnehmung ihrer Intereſſen zu ſubſtituiren. 

Stimmen⸗Einhelligkeit unter Vorbehalt der hoͤheren Ratifikation erfor⸗ 
dern alle Beſchluͤſſe, welche zum Gegenſtande haben: 


1) die Dauer und den Umfang des Vereins, 

2) eine Veraͤnderung des Vereinstarifs, und was dahin gehört, ins— 
befondere auch der Tranſit- und ſonſtigen Gebühren, 

3) den Bezug und die Theilung des Porto, 

4) die direkte Einwirkung des Vereins auf die interne Poſtgeſetzgebung 
der einzelnen Vereinsgebiete, 

5) die Portofreiheiten, 

6) die getroffenen Verabredungen uͤber die Verhaͤltniſſe mit fremden 
Laͤndern, und 


7) die ſchieds richterliche Entſcheidung über die bei Anwendung einer Be- 
ſtimmung des Vereinsvertrages entſtandenen Irrungen. 


In allen minder wichtigen Faͤllen iſt die hoͤhere Ratifikation nicht er⸗ 
forderlich, wenn drei Viertheile der Stimmen ſich für den Antrag ausge⸗ 
ſprochen haben. Gegenſtaͤnde reglementariſcher Natur beduͤrfen zum Zweck 
ihrer Annahme und Ausfuͤhrung lediglich der abſoluten Stimmenmehrheit. 


Bei Beſchluͤſſen nach Stimmenmehrheit ſteht nur den anweſenden 
Abgeordneten eine Stimme zu, und findet eine Uebertragung der Stimme 
nicht ſtatt. 


Ra⸗ 
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Ratifikation und Dauer des Vertrags. 
Artikel 76. 
Die Ratifikationen der gegenwärtigen Vereinbarung werden bis Ende 
Februar 1852. erfolgen. 


Die Vereinbarung tritt mit dem 1. April 1852. ins Leben. Dieſelbe 
bleibt bis zum Schluſſe des Jahres 1860. und von da ab ferner unter Vor— 
behalt einjaͤhriger Kuͤndigung in Kraft. 


Berlin, den 5. Dezember 1851. 


Für Oeſterreich (JL. S.) Max Loͤwenthal. 
„Preußen NIT (L. S.) Heinrich Schmüdert. 

(L. S.) Carl Adolph Metzner. 
ien eee . (I. S.) Joſeph Baumann. 
e ee (L. S.) Bruno v. Schimpff. 
Danner. (L. S.) Heinrich Auguſt Friedrich Friesland. 
Wuͤrttember g (L. S.) Theodor Kapp. 
„ (J. S.) Ernſt Philipp Freiherr v. Reitzenſtein. 
3 Holſte in ae (L. S.) Hans Wilhelm Ahlmann, Dr. 
„ Luxemm gg „ (JL. S.) Johann Ulveling. 
Braunſchweig (L. S.) Friedrich Carl Auguſt Ribbentrop. 


= Medlenburg- Schwerin. (L. S.) Friedrich v. Pritzbuer. 
- Mecklenburg⸗Strelitz.. (L. S.) Friedrich Wilhelm Boeeius. 


„Oldenburg.... ... . (J. S) Heinrich Auguft Friedrich Friesland, 
vi substitutionis. 8 
„ SENDER nenne na enn (L. S.) Theodor Curtius, Dr. 
„ (L. S.) Arnold Duckwitz. 
= Hamburg EN (L. 8.) Carl Guſtav Hencke. 
„das Thurn und Taxisſche 3 
Poftgebiet. ........- (L. S.) Albert Carl Müller. 


Gr, 384.) Vor⸗ 
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Vorſtehender Vertrag wird, nachdem derſelbe ratifizirt worden, hierdurch 
mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht, daß derſelbe erſt mit 
dem 1. Juli 1852. zur Ausfuͤhrung gelangt. 


Berlin, den 14. Juni 1852. 


Der Miniſter⸗Präſident und Der Miniſter für Handel, 


Miniſter der auswärtigen Gewerbe und öffentliche 
Angelegenheiten. Arbeiten. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
— —— 


Berlin, gebrukigepigiet im Bürenu des Staats⸗Miniſteriumscuckerei. 
ben * cus 


